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Wer die Kanzlerin im Wahlkampf
sehen will, zum Beispiel am vo-
rigen Montag in Schwerin, der

muss vorbei an vier breitschultrigen Män-
nern, die die Tür bewachen. Im Strand -
pavillon versammeln sich 150 geladende
Gäste, spontanes Bürgerinteresse ist nicht
vorgesehen. Kein Plakat an den umliegen-
den Straßen verrät, dass die Bundeskanz -
lerin hier Station macht. Die CDU wirkt
wie ein exklusiver Countryclub. 

Durch den Abend führt Wolfgang Wald-
müller, ein Landtagsabgeordneter mit rosa
Krawatte und ordentlichem Bürstenhaar-
schnitt. Er sagt: „Er ist ein ganz besonderer
Anlass, wenn die Bundeskanzlerin der
BRD zu uns kommt, herzlichen Dank.“ 

Dünner Applaus. 
Merkel spricht ein paar einleitende Wor-

te, sie sagt, dass die CDU Steuererhöhun-
gen verhindert habe, und dankt den Wahl-
kämpfern. Aber sie wolle den Abend nicht
mit langen Vorträgen verbringen. Das Pu-
blikum solle zu seinem Recht kommen.
„Fragen?“, sagt Herr Waldmüller.

Keine Hand geht hoch.
„Vielleicht müssen Sie sich erst noch

sammeln“, murmelt Merkel und setzt noch
einmal zu einem Kurzreferat an. Doch da-
nach hat weiterhin niemand eine Frage.
In Herrn Waldmüllers Gesicht macht sich
Verzweiflung breit. Lorenz Caffier, Spit-
zenkandidat der mecklenburg-vorpom-
merschen CDU, schnauzt die Zuhörer an,
es könne doch wohl nicht sein, dass sich
Merkel eigens auf den Weg von Berlin in
den Norden mache und nun vor einer
schweigenden Versammlung stehe.

Merkel ringt sich ein Lächeln ab, sie
macht eine besänftigende Geste. Publi-
kumsbeschimpfung ist keine kluge Strate-
gie sechs Tage vor einer wichtigen Land-
tagswahl. „Sie können alles fragen, was
Ihnen auf der Seele brennt.“ Endlich fasst
sich jemand ein Herz und reckt die Hand
in die Höhe. „Da ist ja schon eine Frage“,
sagt Merkel erleichtert.

Es hat sich etwas verschoben zwischen
der Kanzlerin und den Bürgern. Über Jah-
re stand sie weit oben auf den Umfrage-
treppen, kaum ein Kanzler in der Ge-
schichte der Bundesrepublik war so beliebt
wie sie. Nun wünschen sich 51 Prozent der
Deutschen, dass sie nicht mehr zur nächs-

ten Bundestagswahl antritt. In den vergan-
genen Jahren machte Merkel mit dem Ver-
sprechen Wahlkampf, dass sie schon wisse,
was für das Land gut sei. „Sie kennen
mich“, war der entscheidende Satz im
Fernsehduell mit ihrem Herausforderer
Peer Steinbrück im Spätsommer 2013.

Nun, drei Jahre später, haben die Deut-
schen das Gefühl, dass sie Merkel doch
nicht so gut kennen, wie sie dachten: In
der Flüchtlingspolitik hat sich eine neue
Merkel offenbart, eine Kanzlerin, die sich
um die Meinung vieler Anhänger nicht
schert und die unbeeindruckt ihre Politik
verteidigt, die sie für richtig hält. Daraus
resultiert die Kluft, die sich zwischen Mer-
kel und vielen Bürgern auftut: Zwei Drittel
der Deutschen sind unzufrieden mit ihrem
Agieren in der Flüchtlingskrise, aber Mer-
kel beharrt darauf, Fehler allenfalls im De-
tail gemacht zu haben.

Merkels Leute im Kanzleramt erklären
das für ein Zeichen besonderer Standhaf-
tigkeit. Aber es ist ein schmaler Grat zwi-
schen Prinzipientreue und Starrsinn. Viele
in der Union haben das Gefühl, dass Mer-
kel nicht mehr die Kraft hat, jenes Quänt-
chen Pragmatismus aufzubringen, das not-
wendig ist, um zumindest einen Teil jener
Wähler zurückzugewinnen, die sich von
der CDU abgewendet haben.

Das Problem hat Merkel erkannt. „Wir
müssen jetzt daran arbeiten, verlorenes
Vertrauen zurückzugewinnen“, sagte sie
am Donnerstagnachmittag auf einer Klau-
surtagung des CDU/CSU-Fraktionsvor-
stands. Man müsse die Sorgen der Men-
schen ernst nehmen. 

Sie handelt allerdings anders, als sie
spricht. In einem Interview mit der „Süd-
deutschen Zeitung“ hat sie wenige Tage
vor der Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern die eigene Flüchtlingspolitik mit
fast sakralem Unterton gegen jede Kritik
verteidigt. Das Vertrauen der Leute, das
sie wegen ihres Umgangs mit der Flücht-
lingsfrage verloren hat, gewinnt sie so je-
denfalls nicht zurück. CSU-Chef Horst
Seehofer, der das Interview entgegen sei-
nen Gewohnheiten im Wortlaut las, fand
darin nur rückwärtsgewandte Selbstrecht-
fertigung, wie er es vor Vertrauten aus-
drückte. Viele in der CDU sehen das ge-
nauso. 

Die Wähler offenbar auch. Bei der Ber-
lin-Wahl am 18. September könnte die
CDU zur viertstärksten Kraft schrumpfen.
Selbst wenn es nicht so schlimm kommt,
so ist klar: Einen positiven Merkel-Effekt
gibt es nicht mehr. Aus dem Kanzlerbonus
ist ein -malus geworden. 

Am Montag bekam die Öffentlichkeit
einen Eindruck davon, wie die Christ -
demokraten auf den Ansehensverlust Mer-
kels reagieren wollen. Generalsekretär 
Peter Tauber baute sich nach einer Präsi-
diumssitzung vor der Presse auf und gei-
ßelte den Eiertanz des SPD-Chefs Sigmar
Gabriel beim Thema Freihandel. Was die-
ser zu Flüchtlingen und Innerer Sicherheit
gesagt habe, sei eine „bodenlose Unver-
schämtheit“.
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Der Kanzlermalus
Union Die CDU verlässt sich seit Jahren auf die Strahlkraft
Angela Merkels. Doch ein Jahr vor der Bundestagswahl 
zeigt sich, dass die Kluft zwischen Kanzlerin und Bürgern
gefährlich tief geworden ist. 



Das sollte angriffslustig klingen. Tauber
versuchte, was Merkel in den vergangenen
Wahlkämpfen um jeden Preis vermieden
hat: attackieren, zuspitzen, den Gegner
provozieren. Vor allem die Themen Wirt-
schaft und Innere Sicherheit, bei denen
die CDU einst als besonders kompetent
galt, sollen in den Vordergrund gerückt
werden.

Der Kurswechsel hat eine innere Logik.
Der Hauptgegner der Union heißt bei der
Bundestagswahl nicht SPD, sondern AfD.
Und die Anhänger der AfD sind motiviert,
durch die Erfolge ihrer Partei, aber auch
durch die Wut auf Merkel, das Establish-
ment, die Ausländer. Das treibt sie zur
Wahl. Das Konzept der asymmetrischen
Demobilisierung, das Taubers Vorvorgän-

ger Ronald Pofalla entwickelt hatte, funk-
tioniert unter diesen Umständen nicht
mehr. Es beruhte auf der Idee, die Wähler
der gegnerischen Parteien einzuschläfern.
Auf einmal muss die CDU die eigenen
Leute mobilisieren.

Es ist nicht ganz einfach, in der Politik
aus dem Stand-by-Modus plötzlich auf An-
griff umzuschalten. Der CDU fehlen nicht
nur die Themen. Es fehlen vor allem die
Personen, die diese glaubwürdig vertreten
könnten. Merkel selbst nähme man die
Rolle der Polarisiererin nicht ab, dazu hat
sie zu lange nach dem Motto „Versöhnen
statt spalten“ regiert. Vor allem im zen-

* Beim ARD-Sommerinterview am vergangenen Sonntag
in Berlin.

tralen Bereich der Innenpolitik kann sich
die Kanzlerin nicht plötzlich als Hardline-
rin präsentieren.

Doch der Innenminister, dem traditio-
nell diese Rolle zufällt, hat genug damit
zu tun, seine Reputation in den eigenen
Reihen wiederherzustellen. Gerade die
Konservativen verübeln Thomas de Mai-
zière, dass er sich in der Flüchtlingskrise
nicht gegen Merkel aufgelehnt hat, son-
dern sich von Kanzleramtschef Peter Alt-
maier entmachten ließ, der nun als
„Flüchtlingskoordinator“ durch die Talk-
shows tingelt.

Dazu kommen seine ewigen Unge-
schicklichkeiten. An seinem Zivilschutz-
konzept ist nicht viel zu kritisieren. Aber
muss er es ausgerechnet in einer Zeit vor-
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CDU-Vorsitzende Merkel*: Schmaler Grat zwischen Prinzipientreue und Starrsinn 
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stellen, in der die Bürger wegen der isla-
mistischen Anschläge von Ansbach und
Würzburg ohnehin verunsichert sind? Der
Ärger über das mangelnde Fingerspitzen-
gefühl reicht bis in die Fraktionsführung. 

Am Problem de Maizière wird sich bis
zur Bundestagswahl nur schwer etwas än-
dern lassen. „Wenn Merkel einen Neustart
wollte, müsste sie das Kabinett umbilden
und de Maizière durch den bayerischen
Innenminister Joachim Herrmann erset-
zen“, sagt ein prominenter CDU-Politiker.
Aber das werde sie vermutlich nicht tun.

Der CDU droht das gleiche Schicksal
wie der SPD unter Gerhard Schröder, als
der seine Hartz-IV-Reformen durchsetzte.
Viele sozialdemokratische Stammwähler
wanderten zur neu gegründeten Linkspar-
tei ab – und kehrten nicht mehr zurück.
Davon haben sich die Sozialdemokraten
bis heute nicht erholt. Der Union könnte
es mit der AfD ähnlich ergehen. Angela
Merkel agiert, als nähme sie dies nicht

wahr, oder als bekümmerte es sie nicht
wirklich. Es ist wie so oft in der Spätphase
einer Kanzlerschaft: Die Signale aus der
Partei dringen nicht mehr an die Spitze
durch. 

Dafür muss sich Merkel nun mit einer
Debatte herumschlagen, die sie unbedingt
vermeiden wollte: Die sogenannte K-Fra-
ge, die Frage nach ihrer Kanzlerkandida-
tur, wird inzwischen offen gestellt. Vor al-
lem die CSU fürchtet, dass sie eine erneute
Kandidatur Merkels Stimmen kosten wür-
de. Normalerweise ist die Sache einfach:
Wenn ein amtierender CDU-Kanzler er-
klärt, er wolle noch einmal antreten, dann
folgt ihm die Partei. Dass Merkel will, da-
von gehen in der Parteiführung alle aus.
Nur darf sie es noch nicht sagen. 

Der Kanzlerkandidat der Union braucht
die Unterstützung der bayerischen Schwes-
terpartei. Bislang war es immer so, dass
sich CSU und CDU auf einen Kandidaten
einigen konnten, wenn auch manchmal
erst nach monatelangen Machtkämpfen.
Diesmal, so die Drohung von CSU-Chef
Horst Seehofer, könnte es anders kom-
men. Personalfragen würden im Frühjahr
geklärt, hatte Seehofer mehrfach gesagt.
Damit war auch die K-Frage gemeint. 

Dabei weiß Seehofer genau, dass es zu
Merkel auch für die CSU keine Alternative
gibt. Eine im Wahljahr zutiefst zerstrittene
Union würde der CSU ebenso schaden.
„Wenn wir gegen Merkel Wahlkampf ma-
chen, dann wählen die Leute AfD“, sagt
ein Mitglied der CSU-Führung. Seehofer

sieht das ähnlich. Aber das muss er erst
einmal der eigenen Partei klarmachen. 

Seehofer hat seinen Leuten noch vor
Monaten eingeredet, Merkels Flüchtlings-
politik sei brandgefährlich. Die Kanzlerin
wolle eine andere Republik. Es ist für See-
hofer nicht einfach, die Parteibasis jetzt
davon zu überzeugen, für dieselbe Frau
Wahlkampf zu machen, die noch vor Kur-
zem Quell allen Übels war. 

Dafür braucht der CSU-Chef Zeit. Die
will er nutzen, um der CDU als Gegen-
leistung für die Unterstützung möglichst
viele inhaltliche Konzessionen abzupres-
sen, vor allem bei der Rente und im Län-
derfinanzausgleich. Deshalb ist es für ihn
wichtig, dass die K-Frage nicht zu früh ent-
schieden wird.

Merkel könnte hoch pokern und ihre
Kandidatur ohne Seehofers Segen auf dem
CDU-Parteitag im Dezember erklären. Das
wäre ein verheerender Start ins Wahljahr.
CDU und CSU stünden in der wichtigsten
Frage ohne eine gemeinsame Linie da. Das
will Merkel auf jeden Fall verhindern. 

Als der SPIEGEL am vergangenen Wo-
chenende berichtete, dass Merkel wegen
der Obstruktion der CSU die Verkündi-
gung ihrer Kandidatur voraussichtlich bis
ins nächste Jahr verschieben werde, tele-
fonierte Seehofer am Sonntag mit der
Kanzlerin. Beide waren sich einig, dass
man jede Personaldebatte jetzt unterbin-
den müsse. Über den geeigneten Zeit-
punkt für Merkels Entscheidung redeten
sie nicht.

Es kann sein, dass die Kanzlerin ohnehin
die Kontrolle darüber verloren hat. „Die
Fraktion hat Verständnis dafür, dass du den
Termin für eine Entscheidung selbst bestim-
men willst“, sagte Fraktionschef Volker
Kauder auf der Vorstandsklausur am Don-
nerstag. „Aber die meisten hier wollen, dass
du noch einmal antrittst.“ Die Abgeordne-
ten spendeten aufmunternden Applaus. 

Seehofer jedenfalls will am Ende nicht
als Schuldiger dastehen, falls die Sache
schiefgeht. „Zunächst müssen wir schauen,
ob wie Gemeinsamkeiten in der Sache fin-
den. Erst kommen die Inhalte“, sagt er.
Das Weitere sei dann Angelegenheit der
CDU. „Wann Angela Merkel ihre Kandi-
datur verkündet, ist ihre Sache und die
der CDU. Das kann man einer Kanzlerin
nicht vorschreiben.“ 

Das klingt generöser, als es gemeint ist.
Die CSU wird ihr wichtigstes Druckmittel,
die Zustimmung zu Merkels Kandidatur,
nicht vorschnell aus der Hand geben. „Für
die CSU ist die Frage klar: Über das Per-
sonal wird im Frühjahr entschieden“, sagt
Generalsekretär Andreas Scheuer. Das be-
ziehe sich ausdrücklich auch auf die Frage,
ob die Partei Merkel als Kanzlerkandidatin
unterstütze. „Das haben wir so beschlos-
sen“, sagt Scheuer. 

Ralf Neukirch, René Pfister
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SPIEGEL TV WISSEN
SONNTAG, 4. 9., 19.30 – 20.15 UHR | PAY-TV
BEI ALLEN FÜHRENDEN KABELNETZBETREIBERN

Auf der Spur des roten Goldes
Die größte Kupferhütte Europas, ihr
Sitz ist in Hamburg, produziert jähr-
lich mehr als eine Million Tonnen
des Metalls. In der Telekommunika-
tion, bei der Energieversorgung und
in der Automobil- oder Elektro -
industrie – ohne Kupfer geht nichts.

ZDFzeit
DIENSTAG, 6. 9., 20.15 – 21.00 UHR | ZDF

Haben wir’s geschafft? 
Deutschland und die Flüchtlinge
Ein Jahr nach dem großen Flücht-
lingsansturm zieht „ZDFzeit“ Bi-
lanz: Haben wir’s geschafft, wie es
die Bundeskanzlerin versprochen

hat? Die SPIEGEL-TV-Dokumen -
tation begibt sich auf Spurensuche
in Unternehmen, in Schulen und
Gemeinden und fragt Flüchtlinge,
ob sie sich auf einem guten Weg in
die neue Gesellschaft sehen.

SPIEGEL GESCHICHTE
FREITAG, 9. 9., 20.15 – 21.10 UHR | SKY

Der Kampf ums Weiße Haus: 
Bill Clinton vs. George H. W. Bush
März 1991: Nachdem die US-Trup-
pen siegreich aus dem zweiten 
Golfkrieg heimgekehrt sind, ist 
Präsident G.H.W. Bush auf dem Hö-
hepunkt seiner Macht. Die ein Jahr
später anstehenden Wahlen 
scheinen für ihn reine Formsache 
zu werden. Doch der Gouverneur
von Arkansas, Bill Clinton, 
traut sich einen Sieg gegen Bush 
zu und stellt sich den Vorwahlen der
Demokraten.
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Syrische Familie in Flüchtlingsunterkunft

Seehofer weiß genau, 
dass es zu Angela Merkel
auch für die CSU 
keine Alternative gibt.


